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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2010 Ausgegeben am 15. September 2010 Teil II 

298. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Anlage zum Prüfungsbericht und die 

Verordnung über die Anlage zum Prüfungsbericht für Zahlungsinstitute 

298. Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), mit der die Verordnung über 
die Anlage zum Prüfungsbericht und die Verordnung über die Anlage zum 
Prüfungsbericht für Zahlungsinstitute geändert werden 
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Artikel 1 Änderung der Verordnung über die Anlage zum Prüfungsbericht 
Artikel 2 Änderung der Verordnung über die Anlage zum Prüfungsbericht für   
  Zahlungsinstitute 

Artikel 1 

Änderung der Verordnung über die Anlage zum Prüfungsbericht 

Auf Grund des § 63 Abs. 5 des Bankwesengesetzes – BWG, BGBl. Nr. 532/1993, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 72/2010, wird verordnet: 

Die Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) über die Anlage zum Prüfungsbericht – 
AP-VO, BGBl. II Nr. 305/2005, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 183/2010, wird wie 
folgt geändert: 

1. §  3 lautet: 

„§ 3. (1) Negative Feststellungen, unabhängig davon, ob die Mängel und Verletzungen von 
Vorschriften vor Abschluss der Prüfung behoben wurden, sind in Teil I der Anlage entsprechend zu 
kennzeichnen und in Teil II (Punkt 1a) gesondert darzustellen und zu erläutern. 

(2) Soweit in Teil I der Anlage enthaltene Fragestellungen auf ein Kreditinstitut, eine Zweigstelle 
eines Kreditinstitutes gemäß § 9 Abs. 1 BWG oder eines Finanzinstitutes gemäß § 11 Abs. 1 BWG oder 
§ 13 Abs. 1 BWG zufolge von Ausnahmebestimmungen der in Teil I angeführten Bundesgesetze oder 
infolge fehlender Geschäftsvorfälle nicht zutreffen, ist die Frage mit „nicht anwendbar“ oder „keine 
Geschäftsfälle“ zu beantworten. Die Antwort „nicht anwendbar“ ist in Teil II der Anlage (Punkt 1b) zu 
erläutern. 

(3) Ist eines der in Teil I Punkte 2 bis 13 der Anlage genannten Bundesgesetze für ein Kreditinstitut, 
eine Zweigstelle eines Kreditinstitutes gemäß § 9 Abs. 1 BWG oder eines Finanzinstitutes gemäß § 11 
Abs. 1 BWG oder § 13 Abs. 1 BWG nicht anwendbar, so ist dies nur einmal durch Ankreuzen des 
vorgesehenen Feldes unter der Überschrift des entsprechenden Gesetzes anzumerken. 

(4) Mängel und Verletzungen von Vorschriften sind in Teil I der Anlage nicht als aufrechte 
Gesetzesverletzungen („nein – nicht behoben“), sondern als behobene Gesetzesverletzungen („nein – 
behoben“) anzuführen, wenn sie vor Abschluss der Prüfung behoben wurden. 

2. Dem § 5 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

„(9) § 3 und die Anlage in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 298/2010 sind erstmals auf 
Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 30. Dezember 2010 enden.“ 



 BGBl. II - Ausgegeben am 15. September 2010 - Nr. 298 2 von 2 

www.ris.bka.gv.at 

3. Die Anlage lautet: (siehe Anlagen) 

Artikel 2 

Änderung der Verordnung über die Anlage zum Prüfungsbericht für Zahlungsinstitute 

Auf Grund des § 25 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Erbringung von Zahlungsdiensten 
(Zahlungsdienstegesetz – ZaDiG), BGBl. I Nr. 66/2009, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 58/2010, wird verordnet: 

Die Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) über die Anlage zum Prüfungsbericht für 
Zahlungsinstitute – ZAPV, BGBl. II Nr. 494/2009, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Übermittlung der Anlage zum Prüfungsbericht über den Jahresabschluss gemäß § 25 Abs. 3 
ZaDiG hat innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Geschäftsjahres unter Zugrundelegung der 
FMA-Incoming-Plattformverordnung – FMA-IPV, BGBl. II Nr. 184/2001, sowie im Rahmen des 
Meldewesens in standardisierter Form im Wege einer elektronischen Datenübertragung an die 
Oesterreichische Nationalbank zu erfolgen.“ 

2. §  2 lautet: 

§ 2. (1) Negative Feststellungen, unabhängig davon, ob die Mängel und Verletzungen von 
Vorschriften vor Abschluss der Prüfung behoben wurden, sind in Teil I der Anlage entsprechend zu 
kennzeichnen und in Teil II (Punkt 1a) gesondert darzustellen und zu erläutern. 

(2) Soweit in Teil I der Anlage enthaltene Fragestellungen auf ein Zahlungsinstitut nicht zutreffen, 
ist die Frage mit „nicht anwendbar“ oder „keine Geschäftsfälle“ zu beantworten. Die Antwort „nicht 
anwendbar“ ist in Teil II der Anlage (Punkt 1b) zu erläutern. 

(3) Mängel und Verletzungen von Vorschriften sind in Teil I der Anlage nicht als aufrechte 
Gesetzesverletzungen („nein – nicht behoben“), sondern als behobene Gesetzesverletzungen („nein – 
behoben“) anzuführen, wenn sie vor Abschluss der Prüfung behoben wurden. 

3. Der bisherige Text des § 3 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) § 1 Abs. 2, § 2 und die Anlage in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 298/2010 sind 
erstmals auf Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 30. Dezember 2010 enden.“ 

4. Die Anlage lautet: (siehe Anlagen) 

Ettl   Pribil 
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